
































Kreis Kleve 
Der Landrat 
Fachbereich Technik; Abteilung Bauen und Umwelt 
Seite 17 von 18 des Bescheids vom 22.03.2017;  Az.: 6.1 - 32 3-10-GV 07/16 

 
 
Zumindest hinsichtlich des Wespenbussards ist somit auf Grundlage der vorgelegten Arten-

schutzprüfung von einem Verstoß gegen das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

BNatSchG auszugehen. Hinsichtlich der weiteren vorstehend angesprochenen Vogelarten wären 

zumindest weitere Untersuchungen erforderlich, um Verstöße gegen die Verbote des § 44 

BNatSchG ausschließen zu können. Hinsichtlich methodischer Kritik an dem Artenschutzgutach-

ten verweise ich zudem auf die Stellungnahme der ULB vom 19.10.2016.   

 

4.  Fehlende oder unzureichende Antragsunterlagen  

Eine Genehmigung für das von Ihnen beantragte Vorhaben kann somit aus mehreren Gründen 

nicht erteilt werden. Ich habe daher davon abgesehen, Nachbesserungen der in vielfacher Hin-

sicht unzureichenden Antragsunterlagen zu fordern, wie von den einzelnen am Verfahren beteilig-

ten Fachstellen gefordert (vgl. die Ihnen vorliegenden Stellungnahmen).  

 
 

IV. 

Gebühren 

 
Die Gesamtkosten der Anlage wurden in den Antragsunterlagen mit 33.951.663,00 Euro (vgl. Ka-

pitel 1 der Antragsunterlagen „Formular 1, Blatt 3“) angegeben, die gesetzliche Mehrwertsteuer ist 

in den Gesamtkosten enthalten.  

 

Zur Kostenfestsetzung ergeht ein gesonderter Bescheid. 

 

 

 

  





Kreis Kleve Kleve, den 19.10.2016 
Abt. 6.1 Auskunft: Herr Bäumen 
Untere Landschaftsbehörde Zimmer E.241 
 Tel. 508 

 

 

Abt. 6.1  

Immissionsschutz 

Im Hause 

 

 

Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde zum Antrag nach § 4 BImSchG auf 
Errichtung und Betrieb von zwölf Windenergieanlagen im Gemeindegebiet Kranenburg 

Antragsteller ABO WIND AG, Wiesbaden 

Die Untere Landschaftsbehörde lehnt das beantragte Vorhaben aus Gründen 

 des Landschaftsschutzes 
 des Artenschutzes 
 des FFH-Gebietsschutzes  
 des Vermeidungsgrundsatzes gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG 

und wegen mangelhafter Unterlagen zum Artenschutz, eines fehlerhaften Landschaftspflege-
rischen Begleitplans und weiterer unzulänglicher Unterlagen ab.  

Grundsätzliches 
Aus den vorgelegten Untersuchungen und Antragsunterlagen wird überdeutlich, dass mit der 
Errichtung von Windenergieanlagen am Kartenspielerweg im Reichswald erhebliche, nicht 
hinnehmbare und im Wesentlichen nicht kompensierbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft verbunden wären. Viele einzelne Schutzgüter würden durch die Umsetzung der 
Planung in unverhältnismäßig hohem Maße nachteilig betroffen und gefährdet. Visuelle und 
sonstige erhebliche Vorbelastungen des Reichswald sind nicht gegeben. Als Träger der 
Landschaftsplanung sieht der Kreis Kleve daher keine Veranlassung zur Änderung der be-
stehenden Landschaftspläne, um dadurch die planerischen Genehmigungsvoraussetzungen 
für Windenergieanlagen im Reichswald mit zu ermöglichen bzw. zu schaffen. Vielmehr wi-
derspricht der Kreis Kleve ausdrücklich allen Planungsabsichten, die die Darstellung von 
Windenergiebereichen im Wald und den Bau von Windenergieanlagen im Wald zum Ziel 
haben. Auch die beantragte Befreiung von den Schutzbestimmungen des Landschaftsplans 
Nr. 06 - Reichswald bezogen auf die Errichtung von Windenergieanlagen im LSG 3.3.6 
Waldgebiet „Reichswald“ kommt für den Kreis Kleve nicht in Betracht. 
Dies hat der Kreistag Kleve auch mit seinem Beschluss vom 29.09.2016 zum 2. Betei-
ligungsverfahren zur Regionalplanfortschreibung ausdrücklich bekräftigt. 



Im Folgenden werden die einzelnen Aspekte, die zu der Ablehnung führen, ausführlich be-
schrieben. 

Besondere Bedeutung des Ökosystems Wald 
Die durch Windenergieanlagen bedingten Eingriffe in das Ökosystem Wald sind im Regelfall 
flächenmäßig und unter Aspekten des Natur- und Artenschutzes erheblicher und ungünstiger 
zu beurteilen als an anderen Standorten. Außerdem ergibt sich stets ein entsprechend grö-
ßerer Kompensationsbedarf, der meist auf Flächen außerhalb des Waldes umzusetzen ist 
und insbesondere landwirtschaftliche Flächen (z.B. durch Ersatzaufforstung) betrifft. Auch 
die so genannte Eingriffsregelung selbst ist mit dem Bau von Windenergieanlagen im Wald 
nicht in Einklang zu bringen. Denn im Sinne der Eingriffsregelung, d.h. speziell der Eingriffs-
vermeidung und Eingriffsminimierung, müssen Eingriffe in den Wald konsequent abgelehnt 
werden, wenn die Zielerfüllung auch anderweitig und mit geringeren Beeinträchtigungen er-
reicht werden kann. Dies ist vorliegend der Fall! Waldrodung bzw. Waldumwandlung als Vo-
raussetzung für die Errichtung von Windenergieanlagen lassen sich vermeiden und dürfen 
insofern gemäß Eingriffsregelung auch nicht erlaubt werden. 

Klimaschutz 
Auch unter dem Aspekt des Klimaschutzes können Windenergieanlagen im Wald nicht die 
richtige Wahl sein. Die Bedeutung des Waldes als Kaltluftproduzent und speziell als Frisch-
luftentstehungsgebiet sowie als Speicher für Kohlendioxid und als wichtiger Schadstofffilter 
ist hinlänglich bekannt. Aus diesen Gründen hat es sich die „Landesregierung … zur Aufga-
be gemacht, den Umbau und Aufbau von naturnahen Wäldern voranzubringen, die den Fol-
gen von Klimawandel, Schädlingsbefall und anderen Belastungen besser widerstehen kön-
nen. Dabei sollen die Wälder durch ihre nachhaltige und naturnahe Bewirtschaftung ge-
schützt und ihre Leistungsfähigkeit gesichert werden“ (vgl. Handlungsfeld Wald und Forst-
wirtschaft, Klimaschutzplan NRW, Düsseldorf, Dez. 2015, www.klimaschutz.nrw.de). Durch 
Walderhaltung, Waldvermehrung und naturnahen Waldumbau, insbesondere in waldärmeren 
Gebieten wie dem unteren Niederrhein, kann diesem Klimaschutzziel der Landesregierung 
angemessen Rechnung getragen werden. Angaben des Landesbetriebs Wald & Holz NRW 
zufolge weist der Niederrhein von allen Teilregionen Nordrhein-Westfalens mit 16% den 
kleinsten Waldflächenanteil auf. Die Beseitigung von Wald am Niederrhein, um auf diese 
Weise Standorte für Windenergieanlagen zu schaffen, kann nicht der richtige Weg bzw. Bei-
trag zum Klimaschutz sein. Bezogen auf den Reichswald z.B. hat der Forstfiskus (also das 
Land NRW) es außerdem selbst in der Hand mit gutem Beispiel voranzugehen und auf eige-
nen Flächen – auch und gerade auf angeblich ökologisch minderwertigen Waldflächen - im 
Sinne des Klimaschutzes Walderhaltung und naturnahe Waldbewirtschaftung zu fördern statt 
Eingriffe in den Wald zu unterstützen. 

Einzigartigkeit des Gesamtraums  
Der Reichswald ist ein Lebensraum ganz besonderer Güte, die sich aus der räumlich-
funktionalen, engen Verknüpfung mit der angrenzenden Düffel und dem niederländischen 
Grenzraum zwischen Berg en Dal (NL) und Ven – Zelderheide (NL) ergibt. Dieser Raum 
stellt sich als landschaftsökologische Gesamteinheit dar und ist in der Gesamterscheinung 
einzigartig. Auf die einzelnen Teilaspekte wird in den folgenden Unterpunkten näher einge-
gangen (Wald, Relief, Kulturraum, Erholungsraum, Natur- und Artenschutz, Biotopverbund, 
Wasserschutz, Bodenschutz, Landschaftsbild, fehlende Vorbelastungen, unzerschnittene 
verkehrsarme Räume, Erschließung, Wechselwirkungen u.a.m.) 
 



Grenzübergreifende Situation 
Der deutsch-niederländische Grenzraum ist auf Höhe des Reichswaldes ein komplexer, geo-
logisch und landschaftsgenetisch besonders geprägter, stark reliefierter, vielgestaltiger und 
visuell ebenso beeindruckender wie verletzlicher Verflechtungsraum, in dem sich beiderseits 
der Grenze und funktional grenzübergreifend wirksam ökologisch wertvolle, artenreiche Le-
bensräume, unterschiedliche Naturräume mit hochwertigen Schutzgütern wie Natura 2000 – 
Gebiete, regional wertvolle Biotopverbundflächen, Waldbestände mit besonderer Bedeutung, 
besonders schutzwürdige Böden, Grundwasser- und Gewässerschutzgebiete einschließlich 
weiterer, wichtiger Einzugsgebiete, geschichtsträchtige Kulturlandschaftsräume und Kultur-
güter sowie attraktive und lärmarme, nahezu unzerschnittene Erholungsräume treffen und zu 
einer einmaligen, besonders schönen und visuell nicht vorbelasteten Landschaft verbinden, 
die alle denkbaren Vorzüge für eine stille, landschaftsgebundene und dem Wohlbefinden und 
damit der Gesundheit des Menschen dienende Erholung aufweist. Gerade die Kulturland-
schaft im nördlichen Niederrhein (unter anderem Reichswald und Düffel) beeinflusst das 
Schutzgut Mensch und Menschliche Gesundheit positiv. 
 
Die sich aus. dem vorgesehenen Bau von Windenergieanlagen ergebende, äußerst gravie-
rende Betroffenheit des Reichswaldes selbst und des sich anschließenden, insbesondere 
auch grenzübergreifenden Gesamtraumes wurde und wird in den bisherigen Planungen völ-
lig unterschätzt und im Ergebnis völlig unzureichend und insgesamt nicht richtig gewürdigt.  
 
Projekte wie die Aktion Grünes Band (www.nabu-naturschutzstation.de), das vom Landes-
umweltministerium mitfinanzierte grenzüberschreitende Projekt Edelhert/Rothirsch 
(http://www.wur.nl/nl/Publicatie-details.htm?publicationId=publication-way-333737303131), 
das Ketelwaldprojekt (www.ketelwald.de) oder das der Natur- und Freizeit- und Erholungs-
entwicklung dienende Projekt Koningsven – de Diepen (www.koningsven.nl) werden die öko-
logische und touristische Bedeutung des Grenzraums weiter stärken und damit auch die 
wirtschaftlichen Anreize für die landschaftsgerechte touristische Erschließung des grenz-
übergreifenden Gesamtraums fördern (Wandern, Fahrradfahren, Reiten, Einrichtung von 
Lehrpfaden, Naturerlebnisgebiete, Rast- und Einkehrmöglichkeiten, Übernachtungen etc.).  

 

Schönheit der Landschaft, Fehlen visueller Vorbelastungen, Verletzlichkeit des Land-
schaftsbildes  
Der Reichswald und sein Umfeld stellen aufgrund geologischer Ausformungen, eiszeitlicher 
und landschaftsgestaltender Prozesse einschließlich der gestaltenden Kräfte von Rhein und 
Maas eine äußerst vielfältige, attraktive und besonders charakteristische Landschaft dar, die 
nicht zuletzt wegen der sehr abwechslungsreichen, gelände- und höhenmäßig sanft model-
lierten und schon von Weitem gut wahrnehmbaren Landschaftsformen als sehr schön, har-
monisch und einzigartig empfunden wird. Wald, Bruchlandschaften, Landwirtschaft und klei-
ne Ortschaften prägen das Landschaftsbild, das durch keine visuellen Vorbelastungen beein-
trächtigt wird. Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV NRW) be-
scheinigt dem Reichswald eine herausragende Bedeutung für das Landschaftsbild; das ist 
die höchste Bewertungsstufe und steht im Gegensatz zur Landschaftsbildbewertung durch 
den Gutachter von Abo Wind, der dem Reichswald nur eine hohe Bedeutung zuweist.  
Aus der Schönheit und Einmaligkeit der Landschaft erwächst zugleich auch eine besonders 
große visuelle Verletzlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen im Reichswald würden 
diese „unberührte“ Schönheit der Landschaft zerstören und in der Folge auch den Erho-
lungswert der Landschaft wesentlich einschränken. Bislang harmonische Landschaftshori-



zonte würden grenzübergreifend nachhaltig verändert und beeinträchtigt. Zu den vorrangigen 
Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege gehört es jedoch, die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit sowie den Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer zu sichern (§ 1 
BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz). Die geplanten Windenergiebereiche im Reichswald 
verstoßen gegen diese Zielsetzungen. 

 

Geschichtsträchtiger Reichswald  
Der Reichswald hat eine lange Geschichte vorzuweisen. Ursprünglich reichte der Reichs-
wald weit über die Bundesgrenze hinaus und erstreckte sich zwischen Nijmegen (NL), dem 
Sitz einer Kaiserpfalz, und Kleve – Goch. Der Reichswald war das privilegierte Jagdgebiet 
des Adels, wurde lange von den Preußen verwaltet und erhielt im Laufe der Zeit eine typi-
sche, schachbrettartige Aufteilung, die sowohl flächen- als auch wegemäßig noch heute und 
gut nachvollziehbar erhalten ist. Die Schlacht im Reichswald 1945 hinterließ Spuren im Wald 
(Schützengräben, Ehrenfriedhöfe, Bombenkrater, Munitionsreste, Waldzerstörungen), die 
erst mit der Zeit aufgearbeitet werden konnten, die dem Reichswald aber auch heute noch 
eine ganz besondere Bedeutung zukommen lassen. Der Reichswald ist großflächiges 
Mahnmal für den Frieden und steht zugleich für die gelungene, grenzübergreifende Aufarbei-
tung von Krieg und Kriegsschuld. In den ersten Nachkriegsjahren fanden Wiederaufforstun-
gen aber auch Rodungen zur Ansiedlung von Vertriebenen statt (Nierswalde, Reichswalde). 
Die Waldflächen wurden dadurch deutlich verkleinert. Auch aus Respekt vor der Geschichte 
sollten die Waldflächen nicht weiter verkleinert, sollten die forst- und wegemäßigen Struktu-
ren unverändert erhalten und die Zusammenhänge mit dem Kriegsgeschehen nicht beein-
trächtigt werden durch Windenergieanlagen, die den Reichswald als Ort der Ruhe, der Erin-
nerung und der Besinnung negativ verändern würden. 

 

Der Reichswald und sein Umfeld als regionaler Kulturlandschaftsbereich 
Die Bedeutung des Reichswaldes und des angrenzenden Raumes sind auch unter dem As-
pekt des Kulturlandschaftsschutzes zu betrachten. Die vorhandenen kulturlandschaftlichen 
Elemente und Strukturen - wie Nutzungsmuster, landschaftlich und baulich bedingte 
Sichtachsen bzw. Sichtbeziehungen, einzelne Baudenkmäler und Bodendenkmäler bzw. 
archäologische Relikte sind als Beitrag zur Bewahrung des kulturellen Erbes zu erhalten und 
nicht durch Windenergieanlagen zu gefährden. Auch das menschliche Wohlbefinden und 
somit das Schutzgut ``Mensch und menschliche Gesundheit`` werden durch den Schutz cha-
rakteristischer Kulturlandschaften und von Bau- / Bodendenkmälern positiv beeinflusst. 

 

Der Reichswald und seine Schutzgüter - Wald, Boden, Wasser 
Auch in Hinblick auf die Aspekte Wald (Waldbereiche und Waldbestände mit besonderer 
Bedeutung), Boden (Böden mit wichtigen Regelungs- und Pufferfunktionen, die als sehr und 
besonders schutzwürdig eingestuft werden) und Wasser (Bereiche für den Grundwasser- 
und Gewässerschutz, Wassergewinnungsanlagen) lässt sich der besonders große Wert des 
Reichswaldes für verschiedene Schutzgüter unschwer ablesen. Diese Schutzgüter würden 
durch Windenergieanlagen gefährdet. Für die Errichtung der Anlagen und auch für die 
Zuwegung zu den Standorten (für den Transport der Bauteile müssen sehr große Kurvenra-
dien baumfrei sein) müsste in großem Umfang Wald gerodet werden, der an anderer Stelle 
zu kompensieren wäre; Eingriffe außerhalb des Waldes, etwa auf Ackerflächen, wären da-
gegen weniger gravierend und der Bedarf an Kompensationsflächen wäre geringer.  



Wegen der betroffenen Flächendimension wären die Eingriffe in den Boden ebenfalls erheb-
licher als bei Projekten außerhalb des Waldes. Windenergieanlagen im Wald führen nicht 
zu einem gebotenen sparsamen Umgang mit Grund und Boden (vgl. § 1 LBodSchG – 
Landesbodenschutzgesetz NRW). Neben den oben genannten Regelungs- und Pufferfunkti-
onen kommt den Böden im Reichswald außerdem eine Archivfunktion zu. Wie an anderer 
Stelle beschrieben, besitzt der Reichswald auch unter historischen und archäologischen As-
pekten eine besondere Bedeutung; Eingriffe in den Boden würden auch diese Archivfunktion 
gefährden. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass Waldböden, und hier speziell die belebte 
Bodenwelt (Edaphon), wichtige Funktionen im Nährstoffkreislauf des Waldes übernehmen. 
Das Edaphon ist für die Humusbildung und die Bereitstellung von Nährstoffen verantwortlich. 
Anders als auf landwirtschaftlichen Standorten wird die Bodenschicht im Wald nicht ständig 
durch Bodenbearbeitung gestört und umgelagert, was die Bildung des Oberbodens und ei-
nen intakten Nährstoffkreislauf fördert.  
 
Auch die fachlich festgestellte Störung von Böden durch von Windkraftanlagen erzeugte Bo-
denschwingungen ist gerade für die technisch bislang weitgehend ungestörten Waldböden 
und das Edaphon mit seinen sensiblen Wirkzusammenhängen ein noch aufzuarbeitender 
Sachverhalt. Das geohydrologische Gutachten vom 15.04.2016 weist dagegen auf mögliche, 
vermeintlich positive Effekte von Bodenschwingungen hin: „Schließlich dürften eventuell auf-

tretende Vibrationsimpulse zu einer potentiellen Herabsetzung des Durchlässigkeitsbeiwer-

tes in der wasser-ungesättigten Bodenzone unterhalb der WEA führen. Als Folge dieses Ef-

fektes wird die Durchlässigkeit für eventuell doch in den Boden eingetragene Stoffe / Flüs-

sigkeiten verringert bzw. ein Versickern bis in den Grundwasserkörper verhindert.“ 
Eine solche Aussage lässt Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Gutachtens aufkommen. Ver-
meintlich positive Aspekte der Bodenschwingungen werden suggeriert, während die Auswir-
kungen der Immission "Erschütterung" auf das Schutzgut Waldboden keine Berücksichtigung 
findet. Die Zusammensetzung der belebten Bodenwelt und in der Folge auch die Luftkapazi-
tät von Waldböden sind im Regelfall besser als an anderen Standorten. Bei den Bodenbil-
dungsprozessen im Wald gelangen im Übrigen auch Kohlenstoffe in den Boden, werden dort 
gebunden und treten nicht als Kohlendioxid frei in die sonstige Umwelt.  
 
Im gesamten Reichswald können aus Bodenschutzsicht keine verträglichen Standorte ge-
funden werden. Durch Windenergieanlagen würden wertvolle, über viele Jahrhunderte ge-
wachsene Waldböden in kürzester Zeit zerstört. Umgekehrt lassen sich voll und gut funktio-
nierende Waldböden nicht in wenigen Jahren wieder herstellen! Auch unter diesem Aspekt 
sind die beantragten Windenergieanlagen im Reichswald abzulehnen. 
 
Die gleiche Einschätzung gilt mit Blick auf das hohe Schutzgut und Lebensmittel Wasser. Die 
verschiedenen im Reichswald zur Ausweisung von Windenergieanlagen vorgesehenen Be-
reiche überdecken rechtlich festgesetzte Wasserschutzgebiete und aufgrund von Bearbei-
tungsengpässen der Bezirksregierung Düsseldorf auch mittlerweile ca. 10 Jahre nach ent-
sprechender Antragstellung der jeweiligen Stadtwerke noch nicht rechtlich als Trinkwasser-
schutzgebiete festgesetzte Trinkwassereinzugsgebiete, über deren Brunnenanlagen erhebli-
che Teile der Bevölkerung des Kreises Kleve (Stadt Kleve, Stadt Goch, Gemeinde Kranen-
burg, Gemeinde Uedem, Gemeinde Weeze und Gemeinde Bedburg-Hau) mit Trinkwasser 
versorgt werden.  
Selbst nach dem modernsten Stand der Technik lassen sich Leckagen an Windenergieanla-
gen oder an Fahrzeugen bzw. Geräten, die für die Errichtung und den Betrieb der Windener-
gieanlagen erforderlich sind, und somit ein Austreten von Ölen, Schmier- oder Kühlmitteln, 



nicht völlig ausschließen. Damit ist immer eine latente Gefährdung des Grundwassers ver-
bunden.  
 
Fachlich ganz besonders bedenklich ist hierbei, dass nur die Wasserschutzzonen I und II 
berücksichtigt werden und einzelne Windenergieanlagen in unmittelbarer Nähe zu den 
Schutzzonen II errichtet werden sollen. Die Grenze einer Schutzzone II definiert sich fachlich 
als 50-Tage-Fließstrecke des Grundwasser zu den Brunnen hin und wurde so festgelegt, da 
möglicherweise im Grundwasser vorhandene gesundheitsgefährdende Keime innerhalb die-
ser Frist in der Regel abgestorben sind. Für die oben genannten Schadstoffe aus Windener-
gieanlagen hat diese Grenze keine Bedeutung, da sich die Stoffe nicht innerhalb von 50 Ta-
gen abbauen, sondern ins Trinkwasser übergehen. Ein entsprechendes Risiko für das 
Grundwasser im Reichswald und die dort vorhandenen Gewinnungsanlagen sollte auch un-
ter Würdigung aller anderen Schutzgüter unbedingt ausgeschlossen werden. 
 

Überregionale Bedeutung des Reichswaldes für den Biotopverbund, den Natur- und 
Landschaftsschutz und den Biotop- und Artenschutz 
Das mitten im Reichswald gelegene Naturschutzgebiet Geldenberg ist als ein im europäi-
schen Maßstab bedeutsames FFH-Gebiet ausgewiesen und damit zentraler Trittstein des 
europäischen Biotopverbundsystems NATURA2000. Die umgebenden Waldflächen unterlie-
gen dem Landschaftsschutz. Die Schutzausweisung erfolgte zur Erhaltung und Wiederher-
stellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, insbesondere zur Sicherung des großen, 
zusammenhängenden Waldbereichs und zur Erhaltung und Vermehrung der wertvollen, na-
turnahen Laubholzbestände und Altholzparzellen, wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
des Landschaftsbildes und wegen der besonderen Bedeutung der Waldfläche für die Erho-
lung. Im Landschaftsplan Reichswald wird die Unterschutzstellung ausführlich begründet. 
Wesentliches Gebot ist die Erhöhung des Laubholzanteils durch sukzessive Umwandlung 
der Nadelholzbestände in standortgerechten Laubwald. Dies entspricht den modernen forst-
lichen Ansprüchen an den Klimaschutz und ist besondere Verpflichtung für den öffentlichen 
Waldeigentümer (Landesbetrieb Wald & Holz).  
Das NSG Geldenberg stellt als NATURA2000 Gebiet einen Kernbereich des Biotopverbun-
des dar; der Reichswald insgesamt ist für den regionalen Biotopverbund besonders bedeut-
sam. Dieses Biotopverbundgefüge schließt planerisch nahtlos an die ökologischen Haupt-
strukturen auf niederländischer Seite an und passt sehr gut zu den schon genannten Projek-
ten Aktion Grünes Band, Ketelwald und Edelhert / Rothirsch, die wertvolle Beiträge zum Bio-
topverbund darstellen. Um den im europäischen Maßstab geforderten Biotopverbund zu ak-
tivieren und zu sichern, ist es erforderlich die an das NSG angrenzenden Waldbereiche in 
Richtung Niederlande und mit weiterem Anschluss an den Nationalpark Maasduinen räum-
lich als breiten, flächenhaften Verbindungskorridor zu erhalten und funktional zu optimieren. 
Ein Windpark wäre im Sinne von NATURA2000 eine erhebliche Barriere. Ein Windpark wür-
de im wahrsten Sinne des Wortes den notwendigen Vernetzungskorridor verbauen und den 
Biotopverbund erheblich beeinträchtigen. Dies wiederum würde eine nicht zulässige erhebli-
che Gefährdung des FFH-Gebietes Geldenberg bedeuten.  
 
Der Reichswald weist ein sehr reichhaltiges und zum Teil sehr schutzbedürftiges Arteninven-
tar auf. Unter den vorkommenden Arten finden sich auch Windenergieanlagen empfindliche 
Tiere, auf die besonders Rücksicht zu nehmen ist. Die vorliegenden Daten aus langjährigen 
Untersuchungen bestätigen den hohen Wert des Reichswaldes für eine Vielzahl von Arten 
und bestätigen auch das Gefährdungspotential, das von den Windenergieanlagen ausgeht. 



Müskens et al. (in: Charadrius 51, Heft 2, 2015 (2016), Seiten 63ff) beschreiben den 
Reichswald bei Kleve als Europäisches Greifvogel-Dichtezentrum. In einem Radius von 1 km 
um den geplanten Windpark in Kranenburg wurden 2015 „6 Habichtbruten, 2 Sperberbruten, 
2 Wespenbussardreviere mit Brutverdacht, 24 Mäusebussardreviere mit Brutnachweis (22 
davon mit bekanntem Horststandort) und 2 weitere Mäusebussardreviere mit Brutverdacht 
sowie 2 Baumfalkenreviere (1 Horst innerhalb, 1 außerhalb)“ festgestellt (vgl. Müskens et al., 
Seite 76). Im Fazit (Seite 77) werden eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes von 
lokalen Populationen durch Windenergieanlagen im Reichswald und ein möglicher Verstoß 
gegen Artenschutzbestimmungen des BNatSchG gesehen. Aus Artenschutzgründen, insbe-
sondere zum Schutz gefährdeter Vogelarten sind die Windenergieanlagen im Reichswald 
nicht genehmigungsfähig (s.a. Kapitel Artenschutzprüfung). 
 
Aufgrund der erheblichen Betroffenheit der einzelnen Sach- und Schutzgüter ist eine deutli-
che Gefährdung der Stabilität des Ökosystems „Reichswald“ durch die geplanten Windener-
gieanlagen gegeben. Dies stellt für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung und Beeinträch-
tigung der bisherigen Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts dar. Windener-
gieanlagen im Reichswald würden auch unter diesem Aspekt in erheblichem Maße gegen 
die gesetzlich vorgegeben Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege verstoßen 
(vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 2. BNatSchG und § 1 Nr. 1. LG – Landschaftsgesetz NRW). 

 

Erhöhtes Brandrisiko für den Reichswald und insbesondere das FFH Gebiet Gelden-
berg 
Die folgenden Passagen sind Textteile aus dem standortspezifischen Brandschutzkonzept: 
  
Die Rotorblätter der geplanten Anlagen sind aus Karbon und Fiberglasfasern (glas- und car-

bonfaserverstärkten Epoxidharzen) hergestellt und werden als normalentflammbar einge-

stuft. Die Verkleidung des Maschinenhauses besteht aus Glas- und Polyesterverbundstoffen 

und wird ebenfalls als normalentflammbar eingestuft. Als weitere Brandlasten wurden elektri-

sche Einrichtungen, Kabelisolierungen und Dämmstoffe sowie Schmierstoffe und das Hyd-

rauliköl identifiziert. Aufgrund der Mengen an Getriebe- und Hydrauliköl bedarf es einer er-

höhten Aufmerksamkeit.  

 

Durch die Höhendifferenzen zwischen Gondel/ Maschinenhaus und der Wurfweite eines 

Strahlrohrs (Bsp. Wurfweite B-Rohr ca. 20-25 m) ist ein Brand in Gondelbereich nicht be-

herrschbar. Hier ist das Aus- und Abbrennen der Gondel ein kalkuliertes und akzeptiertes 

Risiko. Eine Brandausbreitung auf die Rotorblätter ist möglich. Eine weitere Brandausbrei-

tung und damit ein Versagen verschiedener Bauteile erscheinen unwahrscheinlich. Bei Ab-

brennen der Windenergieanlage ist von herabfallenden Teilen auszugehen. 

 

Im Regelfalle beschränkt sich der Einsatz der Feuerwehr auf die Absicherung des Brandor-

tes und der Verhinderung von Folgebränden auf dem Boden (Flächenbrand) oder an be-

nachbarten Einrichtungen. Im Brandfall ist ein Radius von mindestens 500 m zum Entste-

hungsort unzugänglich zu machen, bei entsprechendem Wind ist in Windrichtung das Dop-

pelte einzuplanen (gemäß DFV-Fachempfehlung). Eventuell herabfallende brennende Teile 

sind, bei ausgeschlossener Personengefährdung, abzulöschen, um eine Brandausbreitung 

zu verhindern. Das Brandausbreitungsrisiko ist primär witterungsabhängig. 

 



Bei einem Brand im Maschinenhaus ist zunächst die Sicherung der Umgebung notwendig. 

Auf Grund der, in Relation zum Bauwerk, geringen Wurfweiten der Löschsysteme, ist der 

Bedarf an Löschwasser erst gegeben, wenn brennende Teile herabfallen. Für die notwendi-

ge Sicherung des Umfeldes um die Windenergieanlage gegen eine Brandausbreitung müs-

sen wasserführende Fahrzeuge der örtlichen und überörtlichen Feuerwehren zum Einsatz 

gebracht werden um Bauteile abzulöschen. 

 
Dass eine Windenergieanlage Feuer fängt und abbrennt ist ein seltenes, aber nicht aus-
schließbares Ereignis. In der näheren Umgebung (Uedem und Isselburg) kam es in letzter 
Zeit zu zwei Bränden, bei denen Anlagen Feuer fingen und brennende Teile in die Tiefe 
stürzten. Gerät eine Windenergieanlage in Brand, ist – wie das Brandschutzgutachten bestä-
tigt - kein Löschen möglich sondern nur das kontrollierte Abbrennen lassen. Auf einer offe-
nen Ackerfläche mag dieses Risiko noch beherrschbar sein, aber in einem Waldgebiet kann 
das katastrophale Folgen haben, denn durch herabfallende oder weggeschleuderte bren-
nende Anlagenteile erhöht sich die Waldbrandgefahr. 
 
Der Wald ist insbesondere in trockeneren und wärmeren Zeiten ohnehin brandgefährdet. 
Alljährlich wird (nicht nur) im Kreis Kleve vor der besonderen Waldbrandgefahr gewarnt.  
Das im Brandschutzgutachten vorgesehene Szenario ist völlig weltfremd und nicht nachvoll-
ziehbar. Einen Bereich mit einem Radius von 500 m – also mehr als 75 ha Waldfläche – un-
zugänglich zu machen und dort herabfallende brennende Teile - bei ausgeschlossener Per-
sonengefährdung - abzulöschen um Flächenbrände zu verhindern ist schier unmöglich, 
schon gar nicht wenn die Löschwasserversorgung, wie im vorliegenden Fall, mit wasserfüh-
renden Fahrzeugen sichergestellt werden muss. Sollte zusätzlich auch noch Wind wehen 
(was ja gemäß der Messungen von Abo Wind am Windmessmast sehr häufig vorkommt), 
wäre eine noch größere Fläche betroffen und die Gefahr von Funkenflug würde den gesam-
ten Reichswald und insbesondere das FFH-Gebiet Geldenberg betreffen. Die Rotorspitze 
der nächstgelegenen geplanten Windenergieanlage reicht bis auf ca. 331 Meter an das FFH-
Gebiet heran. Auch ein Brand an einer der anderen Anlagen würde aufgrund des vorherr-
schenden Westwindes eine massive Gefährdung des FFH-Gebietes bedeuten. Eine erhebli-
che Beeinträchtigung der Arten und Lebensräume von gemeinschaftlichem Interesse im 
FFH-Gebiet Reichswald kann deshalb nicht ausgeschlossen werden.  
Die FFH-Verträglichkeitsstudie geht auf das Brandrisiko mit keinem Wort ein und weist 
somit gravierende Mängel auf.  

 

Der Reichswald als unzerschnittener, verkehrsarmer und lärmarmer Raum 
Unzerschnittene, verkehrsarme Räume sind auf Landes- und Bundesebene ein anerkannter 
Umweltindikator zur frühzeitigen Einschätzung der Auswirkungen einer fortschreitenden Zer-
schneidung der Landschaft, insbesondere auf Lebensräume für Pflanzen und Tiere und die 
Erholung des Menschen. Das LANUV weist dem Reichswald mit einer unzerschnittenen, 
verkehrsarmen Fläche 10 bis 50 km² eine große Bedeutung zu. Darüber hinaus wird der 
Reichswald im Umweltbericht zur Regionalplanfortschreibung (Abbildung 4-2, 22) als lärm-
armer Raum besonderer Bedeutung beschrieben. Vergleichbar große Räume, die kaum Zer-
schneidungseffekte aufweisen und als Ruhe- und Erholungsgebiete für Mensch und Tier 
fungieren, finden sich am Niederrhein nur noch selten. 
Unzerschnittene Landschaftsräume bieten günstige Lebensraumvoraussetzungen für die 
Pflanzen- und Tierwelt und eignen sich besonders für die Stärkung und den Ausbau des Bio-
topverbundes sowie als störungsarme Erholungsräume für den Menschen. Unter den ge-



nannten Aspekten besitzt der Reichswald bereits heute eine überaus große Bedeutung. Das 
Potential für einen ökologischen Ausbau der Landschaft und für eine Weiterentwicklung der 
landschaftsgebundenen Erholung ist vorhandenen. Projekte wie das Landschaftsentwick-
lungsprojekt Koningsven – de Diepen werden die ökologische und touristische Bedeutung 
des Reichswaldes stärken und weiter festigen. Durch die Errichtung von Windenergieanla-
gen würden die bestehenden ökologischen und touristischen Werte des Reichswaldes in 
erheblicher Weise beeinträchtigt und die darüber hinaus noch vorhandenen Potentiale gin-
gen großflächig verloren. Auch aus diesem Grund ist die geplante Errichtung von Windener-
gieanlagen im Reichswald abzulehnen. 

 

Der Reichswald und sein Umfeld als Freizeit- und Erholungsraum und seine Bedeu-
tung für den Tourismus  
Der Reichswald und seine Umgebung eignen sich in hervorragendem Maße für die land-
schaftsgebundene, stille Erholung. Von deutscher und niederländischer Seite gleichermaßen 
wird der Reichswald entsprechend stark frequentiert. Mit Blick auf den zweiten Weltkrieg ist 
und bleibt der Reichswald auch ein besonderer Ort der Erinnerung und der Besinnung. Viele 
Menschen suchen nach wie vor die respektvolle, stille Auseinandersetzung und Aufarbeitung 
des Kriegsgeschehens im Wald und auf den Ehrenfriedhöfen. 
Die angrenzenden deutschen und niederländischen Gemeinden fördern die behutsame tou-
ristische Erschließung und Nutzung des Reichswaldes, weil damit auch wirtschaftliche Vor-
teile und finanzielle Einnahmen verbunden sind. Es ist daher von besonderem Interesse, den 
Reichswald und sein Umfeld landschaftlich attraktiv zu halten und visuelle und sonstige Be-
einträchtigungen auszuschließen. Der Reichswald als kaum zerschnittener, besonders lärm- 
und störungsarmer sowie vielgestaltiger Raum bietet ideale landschaftliche Voraussetzungen 
für das Aufnehmen von Ruhe, Entschleunigung und Entspannung. Dies dient dem Wohlbe-
finden und der Gesundheit des Menschen. Die Ruhe- und Rückzugsräume sind gleicherma-
ßen für die Tierwelt wichtig. Unter dem Aspekt der landschaftsgebundenen Erholung ist der 
Reichswald gut erschlossen (Park- und Rastplätze, Radfahrwege, Wanderwege, Reitwege, 
Trimmpfade, Einkehrmöglichkeiten). Weitere Aufwertungen sind möglich und auch vorgese-
hen (z.B. Landschaftsentwicklungsprojekt Koningsven – de Diepen). Die Inwertsetzung des 
Reichswaldes für die landschaftsgebundene Erholung ist somit noch nicht abgeschlossen. 
Die geplanten Windenergieanlagen und die damit verbundenen visuellen und akustischen 
Beeinträchtigungen, sowie Faktoren wie Schattenwurf, Infraschall, Waldrodungen, Straßen- 
und Wegeausbau, regelmäßiger Verkehr mit Wartungsfahrzeugen etc. würden die Qualität 
des Reichswaldes als großflächigen, zusammenhängenden Erholungsraum und Ruhe- und 
Rückzugsraum für Mensch und Tier sowie als Ort der Erinnerung und Besinnung erheblich 
beeinträchtigen und die angemessene wirtschaftliche, touristische Nutzung des Reichswal-
des durch die benachbarten Gemeinden in Frage stellen. 
 
Bezüglich möglicher Lärmbelastungen durch Windenergieanlagen ist in der aktuellen Ausga-
be Nr. 33 der VDI-Nachrichten vom 19.08.2016, Technik & Wirtschaft (vgl. www.vdi-
nachrichten.com) nachzulesen, dass das Schallausbreitungsverhalten bei großen Windener-
gieanlagen gemäß Feldstudien in einem Abstand von 800 m und mehr mit  2 bis 3 dB (A) 
deutlich nach oben von den üblicherweise nach DIN ISO 9613-2 prognostizierten Werten 
abweicht, was im Klartext eine Steigerung der wahrgenommenen Lautstärke um bis zu mehr 
als 23 % bedeutet. Die „Verlärmung“ des Reichswaldes würde den Erholungswert des 
Reichswaldes erheblich beeinträchtigen. 



Auch aus den vorstehend genannten Gründen werden die geplanten Windenergieanlagen im 
Reichswald abgelehnt. 

 

Wechselwirkungen und Kumulation von Beeinträchtigungen 
Aus der Fülle der negativ betroffenen Belange und Schutzgüter wird in der Summe eine so 
gravierende Beeinträchtigung des gesamten Kulturlandschaftsraums, des Erholungsraums 
und speziell des Ökosystems Reichswald deutlich, dass in der Konsequenz die Planung von 
Windenergieanlagen im Reichswald aus fachlichen und rechtlichen Gründen aufzugeben ist. 
Eingriffe in den Wald haben Folgen für das Landschaftsbild, für den Boden, für das Grund-
wasser, für den Klimaschutz usw. Windenergieanlagen wirken sich auf den Biotopverbund 
und die Erholungseignung der Landschaft aus. Windenergieanlagen führen zu Schallemissi-
onen und Schattenwurf und beeinträchtigen damit unter anderem das Wohlbefinden des 
Menschen. Das NSG- und FFH-Gebiet Geldenberg kann nicht in das europäische Bio-
topverbundsystem NATURA 2000 eingebunden und könnte im Brandfall zerstört werden, 
wenn der geplante Windpark errichtet würde. Noch ist das FFH-Gebiet „nur“ eine Schutzge-
biets-Insel im Reichswald, die z.B. durch einen ökologisch motivierten und auch aus Klima-
schutzgründen sinnvollen Umbau der benachbarten Waldbereiche zu einem naturnahen 
Laubmischwald besser an das europäische Schutzgebietsnetz NATURA 2000 angebunden 
werden sollte. 
 
Der Bau von Windenergieanlagen im Reichswald würde zu einer äußerst komplexen Ein-
griffssituation mit ebenso komplexen Auswirkungen führen. Die einzelnen Auswirkungen von 
Teileingriffen (z.B. in den Boden oder in den Artenbestand) lassen sich nicht von der Ge-
samtauswirkung in der Weise abtrennen und durch Minimierungs- oder Gegenmaßnahmen 
so auflösen, dass die Eingriffserheblichkeit insgesamt deutlich verkleinert oder nicht mehr ins 
Gewicht fallen würde. Vielmehr gilt aufgrund der bestehenden vielfältigen Wechselwirkungen 
zwischen den einzelnen Schutzgütern und aufgrund des entsprechend komplexen Verhält-
nisses zwischen Eingriff und Eingriffsfolgen gerade für das Ökosystem Reichswald, dass 
Windenergieanlagen dort einen nicht wieder gut zu machenden, bleibenden Schaden anrich-
ten würden. Zugleich würden diese Eingriffe eine Entwertung des Reichswaldes und seines 
Umfeldes als wichtiger, noch ungestörter und intakter Erholungsraum für den Menschen be-
deuten. Windenergieanlagen im Wald beschränken sich als Eingriff nicht nur auf eine kleine 
Fläche, nicht nur auf die visuelle Beeinträchtigung, nicht nur auf wenige Schutzgüter und 
nicht nur auf die Nahwirkung. Neben der Anlagen- und Kranaufstellfläche müssen wegen der 
großen Radien der Schwerlasttransporter und der nötigen Wendeflächen weitere große 
Waldbereiche abgeholzt werden, um die Anlagenteile an Ort und Stelle zu bringen. Außer-
dem sind Logistikflächen anzulegen, Baustellen einzurichten, Wege- und Straßenanbindun-
gen auszubauen und Leitungen vor Ort und zu den Einspeisungsstellen in das öffentliche 
Netz zu verlegen. Diese Baumaßnahmen mit all ihren Folgewirkungen nur für sich betrachtet 
sind schon sehr umfangreich und wirken sich wie dargestellt sehr nachteilig auf Natur und 
Landschaft und deren Eignung für die Erholung aus. Zusätzlich ist jedoch zu beachten, dass 
auch sonstige Nutzungen und Projekte für sich genommen Beeinträchtigungen und Störun-
gen des Reichswaldes darstellen, die im Zusammenwirken mit weiteren Projekten, z.B. ei-
nem Windpark, die Eingriffswirkungen weiter verschärfen werden. Diese Summation der 
Eingriffe und Eingriffswirkungen (Kumulative Auswirkungen) ist bei der Planung bislang nicht 
berücksichtigt worden, obwohl allein schon die Nähe zum FFH-Gebiet Geldenberg diese 
Form der Summationsbetrachtung aus rechtlichen Gründen erforderlich macht. Schon von 
der landschaftsgebundenen Erholungsnutzung gehen Grundstörungen auf die Pflanzen- und 



Tierwelt und den Biotopverbund aus, die allerdings unschädlich sind, soweit nicht weitere, 
erhebliche Störungen dazu treten. Auch das Landschaftsentwicklungsprojekt Koningsven – 
de Diepen umfasst Störwirkungen, die im Zuge der Regionalplanung bislang nicht weiter 
untersucht und nicht in einen Bezug zur Windenergieplanung gestellt wurden. In gleicher 
Weise wurde nicht hinterfragt, welche sonstigen Projekte einschließlich möglicher Emissio-
nen gegebenenfalls noch eine Rolle spielen können. Auch unter diesen fachlichen wie 
rechtlichen Gesichtspunkten ist die geplante Errichtung von Windenergieanlagen im 
Reichswald abzulehnen. 

Landschaftsplanung 
Der Landschaftsplan Nr. 6 – Reichswald setzt für den gesamten Bereich des Reichswaldes 
(um die Kernzone NSG Geldenberg) das Landschaftsschutzgebiet 3.3.6 fest.  
Die Schutzausweisung erfolgt gemäß § 21 LG 

a) zur Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
insbesondere zur Sicherung des großen, zusammenhängenden Waldbereiches und 
zur Erhaltung und Vermehrung der wertvollen, naturnahen Laubholzbestände und 
Altholzparzellen; 

b) wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes und  
c) wegen der besonderen Bedeutung der Waldfläche für die Erholung. 

 
Die Schutzwürdigkeit des Landschaftsschutzgebietes ist begründet in 
- der Bedeutung des Waldgebietes, insbesondereder naturnahen Laubwaldflächen und 

Altholzbestände, für den Arten- und Biotopschutz, als Refugial- und Regenerationsraum 
für die gebietstypische Flora und Fauna 

- dem hohen ökologischen Potential nicht bestockter Flächen (Feuerschutzstreifen, Wild-
wiesen, -äcker usw.), insbesondere auf von Natur aus nährstoffarmen Standorten, zur 
Entwicklung von nach § 20 c BNatschG schutzwürdigen Trockenbiotopen wie Mager-, 
Trockenrasen und Heiden 

- der gliedernden und belebenden Wirkung der Waldfläche, insbesondere der Waldränder, 
in der umgebenden Agrarlandschaft 

- der Bedeutung des Gebietes als Flächenpuffer gegenüber dem im Zentrum des Reichs-
waldes gelegenen Naturschutzgebiet (siehe Ziffer 3.1.3) 

- der besonderen Bedeutung des Waldgebiets für die stille, vor allem am Wochenende 
stattfindende Erholung 

- der Bedeutung der Waldfläche für den Schutz kulturell bedeutsamer Objekte, insbeson-
dere  

- einer Vielzahl von als archäologische Bodendenkmale ausgewiesenen Hügelgräbern 
und Hügelgrabfeldern des Typs Tumulus (Eisenzeit), vor allem am Rand der Niers-
ebene 

- eines Verteidigungshügels des Typs Spiker aus dem Mittelalter nahe des Forsthau-
ses Frasselt und 

- eines Köhlerplatzes westl. des Geldenbergs. 

In den Landschaftsschutzgebieten des Landschaftsplan Nr. 6 – Reichswald sind alle Hand-
lungen verboten, die zu nachhaltigen Schädigungen führen, den Charakter des Gebietes 
verändern können oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen.  
 



Verboten ist insbesondere: 
a) bauliche Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 2 Bauordnung NW zu errichten oder zu än-

dern, auch wenn sie keiner bauaufsichtlichen Genehmigung oder Anzeige bedürfen, 
sowie bauliche Änderungen der Außenseite bestehender baulicher Anlagen; die Nut-
zungsänderung steht der Änderung gleich ; in Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Bau-
gesetzbuch (BauGB) und damit verbundener Ver- und Entsorgungsleitungen ist eine 
Befreiung zu erteilen, wenn das Vorhaben § 34 Abs. 2 LG nicht entgegensteht; 
… 

c) wildlebende Tiere zu fangen oder zu töten, sie mutwillig zu beunruhigen, ihr Brut oder 
Lebensstätten fortzunehmen, zu sammeln oder zu beschädigen 
… 

e) Bäume, Hecken, Ufer- und Feldgehölze, sowie Waldflächen zu beseitigen sowie jede 
Maßnahme, die geeignet ist, das Wachstum zu beeinflussen; Hecken und Gehölze 
gelten auch als beschädigt, wenn das Wurzelwerk verletzt ist; 

f) Aufschüttungen, Abgrabungen oder Ausschachtungen vorzunehmen;  
… 

n) Feuer zu machen oder zu unterhalten oder Gegenstände, die geeignet sind, Feuer zu 
verursachen, wegzuwerfen oder Grillgeräte zu benutzen, außer an den dafür vorge-
sehenen Plätzen. 

 
Nach den Regelungen des Landschaftsplans ist das beabsichtigte Bauvorhaben grundsätz-
lich nicht zulässig. Unter bestimmten Voraussetzungen sieht der Landschaftsplan jedoch 
Befreiungsmöglichkeiten nach § 69 LG vor. Die Vorschrift des § 69 LG ist ab 01.03.2010 
durch die Regelung des § 67 BNatSchG ersetzt worden. Danach kann eine Befreiung ge-
währt werden, wenn: 
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 

sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder 

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung füh-
ren würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschafts-
pflege vereinbar ist. 

 

Aufgrund der erheblichen Betroffenheit der verschiedenen Belange von Natur und 
Landschaft sowie der besonderen Erholungseignung des Reichswaldes sind die 
Befreiungsvoraussetzungen in keiner Weise erfüllt. Im Übrigen wird darauf verwie-
sen, dass der Kreistag (Kreis als Träger der Landschaftsplanung) in seiner Sitzung am 
29.09.2016 beschlossen hat, dass eine Befreiung von den Schutzbestimmungen des 
Landschaftsplans nicht in Betracht kommt. 

Eingriffsregelung 
Gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen.  

Der Reichswald ist ein einzigartiges, großes zusammenhängendes Waldgebiet am an sich 
waldarmen Niederrhein. Der Bau von Windenergieanlagen in diesem Waldgebiet ist nicht mit 
dem Prinzip der Eingriffsvermeidung in Einklang zu bringen. Deshalb werden die geplanten 
massiven Eingriffe in den Reichswald konsequent abgelehnt, denn die Zielerfüllung kann 
auch anderweitig und mit weitaus geringeren Beeinträchtigungen erreicht werden. Hierzu 



haben die benachbarten Kommunen Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Offen-
land ausgewiesen, die eine Inanspruchnahme des Waldes obsolet machen. 

Waldrodung bzw. Waldumwandlung als Voraussetzung für die Errichtung von Windenergie-
anlagen lassen sich vermeiden und sind insofern gemäß Eingriffsregelung auch nicht er-
laubnisfähig. Hinzu kommen die artenschutzrechtlichen Belange, die im Wald vor allem hin-
sichtlich der Greifvögel und Fledermäuse eine besondere Bedeutung erlangen. Die negati-
ven Auswirkungen des geplanten Windparks im Reichswald auf diese Arten sind ebenfalls 
vermeidbar, zumutbare Alternativstandorte mit deutlich geringeren Artenschutzkonflikten sind 
gegeben. 

Landschaftspflegerischer Begleitplan 

Landschaftsbildbewertung 
Im vorgelegten Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) ist mit Bezug auf die zu erwar-
tende sehr erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ein Ersatzgeld ermittelt wor-
den.  

Angewendet wurde das im Windenergie-Erlass NRW 2015 beschriebene Verfahren zur Be-
wertung der Regionen, in denen noch keine Einstufung der Landschaftsbildeinheiten (LBE) 
vorgegeben ist. 

Es liegt für die LBE im Kreis Kleve jedoch mittlerweile eine flächendeckende Bewertung des 
LANUV vor, nach welcher insbesondere die Flächen des Reichswaldes mit der Wertstufe 
‚sehr hoch` einzustufen sind.  

Die Bewertung des südlich angrenzenden niederländischen Bereiches (der nicht vom LA-
NUV bewertet wurde) ist ebenfalls nicht nachvollziehbar, dort ist die Wertstufe ‚hoch‘ anzu-
setzen 

Da die vorgelegte Bewertung erheblich von den vorgegebenen Wertstufen abweicht, ist die 
Ersatzgeldermittlung in dieser Form dementsprechend nicht anerkennungsfähig. Unbenom-
men der fehlenden Genehmigungsfähigkeit des Windparks wäre für die sehr erhebliche Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes rein rechnerisch ein doppelt so hohes Ersatzgeld in 
Höhe von 1,2 Mio. Euro fällig. 

Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung 
Weitere Mängel der vorgelegten Antragsunterlagen werden angesichts der fehlerhaften Bi-
lanzierung des Eingriffes in den Naturhaushalt augenscheinlich.  

Die Biotoptypenbewertung einzelner Waldbestände in den jeweiligen Eingriffsbereichen 
weicht von den tatsächlichen Verhältnissen vermehrt nach unten ab. Dies wurde bei einer 
Überprüfung der Kartierergebnisse durch die Untere Landschaftsbehörde im Gelände fest-
gestellt. 

Eine nachvollziehbare Herleitung der getroffenen Werteinstufungen sowie der zugeordneten 
Wuchsklassengruppen wird im LBP nicht dargestellt.  

Der Anteil der lebensraumtypischen Baumarten unter Berücksichtigung der miteinzubezie-
henden jüngeren Baum- und Strauchschichten sämtlicher Wuchsklassen im Unterbau liegt 
jedoch weitgehend über 30 % und z.T. sogar über 50 %. 



Die betroffenen Waldbiotoptypen sind in Anwendung des zugrundeliegenden LANUV-
Bewertungsverfahrens diesbezüglich also vielfach höherwertig einzustufen. 

Um eine abschließende Beurteilung zu ermöglichen, ist es im Hinblick auf die aktuellen le-
bensraumtypischen Baumartenanteile erforderlich, eine nachvollziehbare Kartierung des 
Bestandes einschließlich einer dokumentierten Wuchsklassenzuordnung vorzulegen. 

Bei dieser Bewertung gilt es zu beachten, dass sich im Rahmen der ordnungsgemäßen forst-
lichen Nutzung schon in absehbarer Zeit durch die Entnahme der nach und nach schlagrei-
fen Althölzer, also vorrangig der Nadelgehölze, voraussichtlich gut bis hervorragend ausge-
prägte und lebensraumtypische Waldbestände entwickeln werden.  

Ein Kahlschlag dieser Flächen würde eine Zerstörung von bereits gut strukturierten und z. T. 
schon sehr naturnah ausgeprägten Strauch- bzw. jüngeren Baumschichten bedeuten und 
somit eine altersgestufte Entwicklung dieser Waldbestände um Jahrzehnte zurücksetzen.  

Diese bei Gehölzbeständen immer zu berücksichtigende zeitliche Komponente bleibt jedoch 
trotz der hier von hohem Aufwertungspotential begünstigten und bereits deutlich fortgeschrit-
tenen positiven Bestandsentwicklung unbeachtet.  

Für die Kompensationsprognose hingegen wird ein Entwicklungszeitraum von 30 Jahren 
zugrunde gelegt, was in der Bilanzierung zu einer verfälschten Darstellung der zu erwarten-
den Eingriffsfolgen führt.  

Des Weiteren ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, dass ein Freistellen von z.B. 
kieferndominierten Bereichen bei anschließender, rein sukzessiven Entwicklung neben einer 
übermäßigen Verbreitung von Störanzeigern, vor allem ein starkes Aufkommen von Kiefern-
aufwuchs bedeuten würde, welcher ansonsten insbesondere durch die übrigen Gehölz-
schichten unterdrückt wird.  

Die eigentlichen Zielbaumarten, die im jetzigen Unterstand schon vorhanden sind, jedoch bis 
auf wenige Ausnahmen gerodet würden, müssten stattdessen also mit erheblichem Aufwand 
gefördert werden.  

Die laut vorgelegter Planung nur temporär in Anspruch genommenen und anschließend für 
eine natürliche Entwicklung vorgesehenen Flächen wären daher mit einem deutlich niedrige-
ren Biotopwert zu belegen, da nicht davon ausgegangen werden kann, dass der Anteil le-
bensraumtypischer Baumarten 70-90 % oder sogar 90-100 % betragen wird. 

Ein Biotopwertgewinn, abgeleitet von einer Erhöhung des Anteils lebensraumtypischer 
Baumarten durch natürliche Sukzession, kann hier angesichts bereits gut ausgeprägter 
Strukturen also keine Anwendung finden.  

Eine Aufwertung der Flächen wäre nur durch bestandsschonende Einzelstammentnahmen in 
Verbindung mit Nutzungseinschränkungen beispielsweise über ein Kompensationskonzept 
im Rahmen eines naturnahen Waldumbaus denkbar.  

Vielmehr muss eine eingriffsbedingte und nahezu flächendeckende Entfernung eines größ-
tenteils intakten Waldbestandes, anders als beispielsweise bei einem Nutzungsverzicht in 
sturmgeschädigten oder altersbedingt abgängigen Altholzbeständen, in der Bilanz eindeutig 
zu einer Abwertung der Flächen führen.  



Insgesamt steht eine niedrigere Inwertsetzung des sich gut entwickelnden Waldbestandes im 
Vergleich zu ausgeräumten Schlagfluren, die sich aufgrund der dann vollständig fehlenden 
Altersstruktur sukzessiv allenfalls sehr langfristig zu natürlichen Waldbeständen entwickeln 
könnten, also in keiner Relation und ist fachlich nicht nachvollziehbar.  

Die vorgelegte Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung sowohl zum Landschaftsbild als auch 
zur Inanspruchnahme von Flächen ist somit fehlerhaft und kann nicht anerkannt wer-
den. Weiterhin wird deutlich, dass nicht nur Nadelholzbestände, sondern auch Wald-
bereiche mit relativ hohen lebensraumtypischen Baumartenanteilen in Anspruch ge-
nommen würden.  

Schmetterlinge 
Im Kapitel 4.2.1.4 des Landschaftspflegerischen Begleitplans wird ausgeführt, das die WEA 
keine Auswirkungen auf das bedeutende Schmetterlingsvorkommen im Bereich des südli-
chen Reichswaldes haben, da das Untersuchungsgebiet deutlich außerhalb des Eingriffsbe-
reiches liegt und folglich von der Planung nicht beansprucht wird. Verwiesen wird auf lepi-
dopterologischen Untersuchungen Buchner (2015). 
 
Die vorgefundenen Schmetterlingsarten haben aber nicht nur einen eng begrenzten Lebens-
raum, so dass weder für die Mehrheit der vorgefundenen Arten noch für die gefangenen In-
dividuen der überplante Bereich als Teillebensraum so pauschal ausgeschlossen werden 
kann.  
 
Es gibt Hinweise, „dass sich die Einwirkungen (wie z. B. die Rodung, der Einsatz schwerer 
(Transport-)Maschinen, die Versiegelung / Befestigung der Hauptflächen und Zufahrtswege - 
unabhängig von einer Wasserdurchlässigkeit des Materials etc.) in dem geplanten Ausmaß 
deutlich negativ auf die örtliche Schmetterlingspopulation auswirken werden. Der Flugradius 
von Schmetterlingen beschränkt sich bei den meisten Arten nicht auf wenige Meter. Für die 
Fortpflanzung, die Nahrungsaufnahme sowie die Suche nach geeigneten Eiablageplätzen 
sind zahlreiche Arten Kilometer unterwegs. Hierbei spielen die Pflanzengesellschaften eben-
so eine Rolle, wie das jeweilige Mikroklima und die generellen Strukturen des Waldrandes 
(Thema Krautschicht, Strauch- und Baumschicht usw.)“ (Jan Buchner schriftl. 2016). 
 
Geeignete Habitate finden sich im Eingriffsbereich, so dass nicht ausreichend dargestellt 
wird, dass eine Beeinträchtigung der Schmetterlingsfauna ausgeschlossen werden kann. 
 
Literatur: 
Buchner, J. (2015): Ergebnisse einer lepidopterologischen Untersuchung 2014 am Südrand 
des Reichswaldes (Kreis Kleve, Niederrhein). Melangaria XXVII, Heft 3, S. 93-128. 

  



Artenschutz 
Das vorgelegte Artenschutzgutachten weist viele methodische und inhaltliche Unstimmigkei-
ten und Fehler auf.  

Allgemein: 
 Die Art-für-Art Protokolle/Protokollbogen B des Gesamtprotokolls einer ASP fehlen. 

Diese sind notwendig, da sich viele Aussagen zu den einzelnen Arten weit verstreut 
im Gutachten finden und nicht an einer Stelle zusammengefasst und hinsichtlich der 
Wirkfaktoren bewertet werden. Außerdem sind in den Artprotokollen die artspezifi-
schen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen zu benennen. 

 Es fällt auf, dass andere Arbeiten aus dem Reichswald [Greifvögel: Müskens mdl.; 
Schmetterlinge, Buchner (2015, zitiert im Landschaftpflegerischen Begleitplan und 
der Umweltverträglichkeitsstudie)] inhaltlich falsch zitiert werden. 

 Mehrere im Literaturverzeichnis aufgeführte Arbeiten werden im Text nicht zitiert. An-
dererseits stehen im Text Behauptungen, die nicht mit Literaturangaben belegt wer-
den. Diesbezüglich ist eine grundlegende Überarbeitung notwendig. 

Avifauna 

Methodenkritik  
S. 40 und S. 47:  
 Konkrete Angaben zu den jeweiligen Kartierungen mit Angaben zu 

- Datum 
- Uhrzeit 
- Wetter/Witterung 
- Kartierer/Kenntnis des Kartierer 
fehlen1. 

 Es wird nicht aufgeführt wer die Untersuchungen ausgewertet hat und wer der Autor ist. 
Diese Punkte gelten auch für den LBP und den Umweltbericht. 

 Für die Brutvogelkartierung werden auf S. 47 10 Termine zwischen März und Juli 2015 
angegeben. Es wird nicht erläutert ob das Untersuchungsgebiet hierbei an 10 Terminen 
vollständig erfasst wurde oder ob die beiden Kartierer an 10 Terminen im Gelände anwe-
send waren. Dies ist aber wichtig, da bei einer Kartierung nach den Methodenstandards 
das große Untersuchungsgebiet nicht an einem Tag erfasst werden kann.  
Als Methodenstandart für die Brutvogelkartierung gilt Südbeck et al. (2005), dort rechnet 
man mit einem Kartieraufwand von 3-6 h pro 100 ha. Für die vorliegende Untersuchung 
sind 550 ha zu erfassen. [Strecke entlang WEAs 5,5 km x 1 km (bei 500 m Radius um 
WEA) = 550 ha]. 
Der Zeitbedarf für eine Erfassung im gesamten Untersuchungsgebiet liegt daher zwi-
schen 16 ½ und 33 Stunden. Zudem werden die für die Erfassung der Vögel wichtigen 
Reviergesänge von den Tieren aber nicht über den Tag gleichmäßig vorgetragen; Kartie-
rungen der Brutvögel sind daher über die Mittagszeit nicht sinnvoll. 

 

                                                           
1
 Wird auf S. 42 nur für Kartierung arktischer Gänse unvollständig konkretisiert mit Angabe Datum, Unterschei-

duŶg iŶ „voŶ ŵittags ďis ŶaĐh SoŶŶeŶuŶtergaŶg“ oder „vor SoŶŶeŶaufgaŶg ďis ŵittags“, 4 Kartierer 



S. 42:  
Die Kartierungen der arktischen Gänse erfassen nicht die regelmäßigen Überflüge des Ge-
bietes während der Nacht. Inwieweit alle Anflüge des Schlafplatzes erfasst wurden, wird 
nicht deutlich, da nicht beschrieben wird, wie lange die Kartierung „bis nach Sonnenunter-
gang“ dauerte.  
 
S. 43:  
Die Methodenbeschreibung ist ungenau und es ist nicht nachvollziehbar wie man zu den 
Schlussfolgerungen kommt. 

 Die Methode wie die vier Kartierer den genauen Weg der Gänse beim Überflug be-
stimmen, wird nicht benannt (Messung der Entfernung vom Beobachter, Bestimmung 
über welche Fläche genau geflogen wird, wenn eine Beobachtung nur durch einen 
Kartierer möglich ist).  

 Die genauen Standorte der Kartierer werden nicht angegeben.  
Abstand von eingezeichnetem Beobachtungsbereich 1 laut Darstellung in Abb. 5 (in 

Verbindung mit den Entfernungsangaben in Abb. 7 – schwarzer Radius) von knapp 1 

bis 4 km Entfernung von den potentiellen WEA Standorten. 

 An keinem der vier eingezeichneten Beobachtungsbereiche konnte bei einer Ortsbe-
sichtigung am 09.09.2016 der gesamte eingezeichnete Beobachtungsbereich bzw. 
der Waldrand überblickt werden, da Gebäude, Hecken und Baumreihen sowie Feld-
gehölze die Sicht beeinträchtigen. 

 Der Waldrand stellt über weite Bereiche eine optische Grenze da. Nur in einigen Be-
reichen steigt das Gelände auch hinter dem Waldrand an, so dass von den vier an-
gegebenen Beobachtungsbereichen überhaupt hinter dem Waldrand liegende Wald-
flächen eingesehen werden können. 

 Es wird im Folgenden nicht dargestellt warum am Standort 4 keine fliegenden Gänse 
erfasst wurden. Tiere, die südlich des Reichswaldes gestartet sind, sollten auch nach 
dem Überflug nördlich des Reichswaldes beobachtet werden. Zudem wird das Flug-
verhalten der aus dem Norden kommenden Gänse nicht beschrieben. 

 
S. 37 
Auf Seite 37 findet sich der Hinweis, dass im WEA-Leitfaden „Umsetzung des Arten- und 
Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-
Westfalen“ Arten definiert werden, die aufgrund einer erhöhten Schlaggefährdung als wind-
kraftsensibel gelten. Es wird zudem ausgeführt, „dies ist Gegenstand der Artenschutzprü-
fung“. § 44 (5) BNatSchG grenzt aber das Artenspektrum nicht ein und der WEA-Leitfaden 
selber ist zudem nicht abschließend. Daher sind die nach Veröffentlichung des WEA-
Leitfaden veröffentlichten neuen Erkenntnisse zum Einfluss von WEA auf Greifvögel 
(Grünkorn et al (2016)/PROGRESS-Studie: Mäusebussard, Habicht) und Waldschnepfen 
(Dorka et al. 2014) auf Grundlage des § 44 BNatSchG zu berücksichtigen. 
 
S. 44:  
Das allgemeine Zuggeschehen häufiger Arten wird mit dem Verweis auf den WEA-Leitfaden 
nicht erfasst. Es wird angemerkt, dass diese das Projektgebiet z.T. in sehr großen Stückzah-
len überfliegen. Damit sind die Zugbewegungen in der Eingriffsregelung zu bearbeiten. Eine 
entsprechende Bewertung bezogen auf die Barrierewirkung der geplanten WEA fehlt dort 
jedoch. 



Inhaltliche Unstimmigkeiten und Fehler 
S. 5  
Für das Naturschutzgebiet Kranenburger Bruch werden keine windkraftsensiblen Arten an-
gegeben. Als windkraftsensible Arten brüten dort aber Baumfalke, Bekassine und Kiebitz. 
 
S. 12  
Eine Betrachtung der Lachmöwe erfolgt nur als Brutvogel, obwohl keine Kolonie festgestellt 
wurde. Es wird angegeben, dass 1.000 Tiere beobachtet wurden. 
Eine regelmäßige Gewässernutzung lässt auf ein Schlafgewässer im Winter schließen. Der 
Einflug erfolgt im Kreisgebiet Kleve in die Schlafgewässer in der Dämmerung nach Sonnen-
untergang, wobei die Vögel in niedrigen Höhen aus dem Umland einfliegen. Bei Sonnenun-
tergang ist nur ein geringer Prozentsatz der Tiere auf dem Gewässer. Da Angaben fehlen 
wie lange nach Sonnenuntergang gezählt wurde, ist es möglich, dass die Bedeutung als 
Schlafgewässer den Kartierern entgangen ist. 
 
S. 25:  
Da der Pirol Brutvogel in Kiefern-Eichenwäldern ist, muss über die Betroffenheit der Art in 
einer ASP der Stufe II entschieden werden. Eine ASP der Stufe I ist – anders als angege-
ben - nicht ausreichend. 
 
S. 26:  
Es wird nicht erläutert warum wurde die planungsrelevante Art Gartenrotschwanz nicht im 
Plangebiet kartiert wurde. Die als geeignet beschriebenen Habitate liegen innerhalb des in 
Abb. 7 dargestellten Untersuchungsgebiets für Brutvögel.  
 
S. 53:  
Die Barrierewirkung der WEAs wird unterschätzt. 100% der Gänse werden nun gezwungen 
eine Flugroute zu meiden. Die Nutzung/Bedeutung der Flugroute kann zudem bei 23 Kartie-
rungen, die sich zudem auf zwei unterschiedliche Tageszeiten (Vormittag/Nachmittag) auf-
spalten, unterrepräsentiert erfasst worden sein.  
Der Zeitraum für die Erfassung der arktischen Gänse im Winterhalbjahr 2014/2015 erfolgte 
zwischen dem 15.10.2014 und dem 13.03 2015. (Wobei für den 13.03.2015 angegeben wird, 
dass die arktischen Gänse weggezogen waren.) Zudem wurden bei der Rastvogelzählung 
erstmalig wieder am 01.10.2015 arktische Gänse erfasst. Damit stehen in 150 Tagen nur 23 
(halbtags) Beobachtungen zur Verfügung. 
Aufgrund der methodischen Erfassungsschwierigkeiten (s.o.) und der unterbliebenen Fehler-
diskussion ist nicht ersichtlich, wie genau die Angabe von 4.075 überfliegenden Gänse in-
nerhalb des 500 m Radius um die geplante WEA ist. 
 
S. 55 Abbildung 10 
Es ist zu diskutieren inwieweit die Darstellung durch die gewählten Beobachtungspunkte 
verfälscht wird. Gänsetrupps, die in der Nähe des Kartierers fliegen, können von diesem 
besser gesichtet und gezählt werden. 
Es wird in der Methode nicht angegeben, welcher maximale Abstand zwischen Kartierer und 
fliegenden Gänsetrupp bei der Erfassung möglich war.   
 



Kapitel 6.3.1.2 
Methodisch bedingt ist ein fliegender Baumfalke im Offenland leichter zu beobachten als im 
Wald. Die Abbildungen 16 und 17 zeigen damit nicht unbedingt die tatsächliche Nutzung 
bzw. Aufenthaltswahrscheinlichkeit, sondern nur die gut vom Kartierer einsehbaren Bereiche. 
Als Nahrungshabitat nutzt der Baumfalke auch Waldlichtungen, wie sie sich im 500 m Radius 
der geplanten WEA finden. Die vom Gutachter gemachten Schlussfolgerungen sind vor die-
sem Hintergrund zu hinterfragen. 
 
S. 69 
Es erfolgt nur ein allgemeiner Hinweis, dass arktische Gänse die WEA umfliegen werden. 
Durch die Untersuchung kann aber nicht ausgeschlossen werden, dass durch die Barriere-
wirkung ein Zugkorridor dauerhaft für die arktischen Gänse nicht mehr zur Verfügung steht. 
Dies würde zudem eine Beeinträchtigung des VSG Unterer Niederrhein darstellen. 
 
S. 71  
Es wurden nur Einzeltiere der Art Weißwangengans beobachtet. Hierzu ist zu bemerken, 
dass im nördlich des Reichswaldes gelegenen Bereich der Düffel regelmäßig Weißwangen-
gänse beobachtet werden. Größere Bestände dieser Art sind dort wie in weiteren Gebieten 
am Niederrhein zwischen Mitte Februar und Mitte März bekannt, während in den anderen 
Monaten nur einzelne Weißwangengänse mit größeren Trupps Blässgänsen rasten. Die ge-
ringe Erfassung dieser Art kann ein Artefakt durch die gewählten Zähltermine sein. 
 
Es wird ausgeführt, dass nur 3,8 % der beobachteten Nahrungsflugbeziehungen über den 
Reichwald dokumentiert wurden. Hierzu ist anzumerken, dass nur Überflüge aus dem Süden 
in den Abbildungen 10ff aufgeführt sind. Überflüge aus dem Norden werden nicht dargestellt 
bzw. in die Bewertung einbezogen. 
Zudem ist anzumerken, dass Flüge während der Nachtstunden regelmäßig in den Monaten 
Oktober bis März über den Reichswald bekannt sind. Diese werden nicht thematisiert und 
wurden durch die gewählte Untersuchungsmethode nicht erfasst. 
 
S. 72 
Das vorgestellte Raumnutzungsmuster enthält keine Untersuchungen bezüglich der von 
Norden auf die WEA zufliegenden Gänse. 
 
S. 74/Kapitel 6.4 
Die Regelfallvermutung, dass die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote in Folge der be-
triebsbedingten Auswirkungen von WEA grundsätzlich nicht ausgelöst werden, ist ein Postu-
lat, dass durch wissenschaftliche Untersuchungen (siehe PROGRESS-Studie) widerlegt 
wurde. Da für die Arten Mäusebussard, Habicht und Waldschnepfe die Regelfallvermutung 
nicht mehr angewandt werden kann, ist eine Untersuchung der artenschutzrechtlichen Zu-
griffsverbote für diese Arten erforderlich. 
 
S. 76f 
Es bleibt unklar ob in der Abb. 18 für die fünf festgestellten Reviere der Waldschnepfe aus-
gesuchte Revierflüge eingezeichnet wurden. Die Waldbereiche, die fünf Waldschnepfenpaa-
re beim Revierflug etc. nutzen, sind größer als die engen Bereiche, die in der Karte einge-
zeichnet wurden. Der optische Eindruck einer geringen Nutzung des Waldes ist ein Artefakt 
durch die Darstellung. 



Eine Bewertung der Ergebnisse nach den Untersuchungen von Dorka et al. (2014) lässt eine 
Revieraufgabe durch die Waldschnepfe nach dem Bau von WEA möglich erscheinen. Eine 
entsprechende Diskussion fehlt in dem vorgelegten Artenschutzgutachten. 
 
S. 76 und Abb. 18 
Nur für die Art Schwarzspecht werden Reviere angegeben. Die punktuelle Darstellung der 
anderen Arten wird nicht erläutert. Reviere dieser Arten sind größer als die punktuelle Dar-
stellung und eine Lokalisation von Niststandorten wird im Text nicht erwähnt und ist metho-
disch unwahrscheinlich. Durch diese Darstellung entsteht der optische Eindruck einer gerin-
gen Nutzung dieses Bereiches durch die dargestellten Arten. 
Die Revierdarstellung für den Schwarzspecht ist nicht nachvollziehbar. Es ist unklar warum 
das westliche Revier so eingetragen wurde, dass die Beobachtungsstellen der beiden Tiere 
am Südrand des Revieres liegen. Weder nördlich noch südlich wurden Beobachtungen an-
gegeben, das festgestellte Schwarzspechtrevier kann damit den 500 m Radius um die ge-
plante WEA weiter überlagern als dargestellt. 
 
Es wird ausgeführt, dass es Hinweise von G. Müskens und F. Hustings auf ein Vorkommen 
de Kleinspechtes gibt, dessen genaue Lokalisation dem Autor nicht vorliegt. Es stellt sich 
die Frage, warum bei den Beobachtern nicht nachgefragt wurde und aus welchem Jahr der 
Bruthinweis für diese planungsrelevante Art stammt.  
 
Sperber S. 78 
Anders als im Text formuliert handelt es sich bei den zwei Sperberrevieren nicht um den 
Brutbestand im Reichswald (vergleiche Müskens et al 2015).  
 
Sperber und Habicht S. 78, Abbildung 19 

 Die Karte zeigt nicht, wie in der Legende angegeben, die Brutreviere. Diese sind 
deutlich größer als in der schematischen Darstellung. Der Lebensraum eines Brut-
paares nach Bauer et al. (2005) wird für den Habicht mit 18-80 km² und für den Sper-
ber mit 6-7 km² angegeben. Damit liegen alle geplanten Standorte der Windkraftanla-
gen innerhalb der Brutreviere. 

 Die tatsächlichen Reviere umfassen neben dem Horststandort und (nicht dargestell-
ten) Wechselhorsten umliegende Flächen im Wald sowie Nahrungsflächen außerhalb 
des Waldes, die gegenüber Artgenossen verteidigt werden. Es kommt somit zu re-
gelmäßigen Flügen im Bereich der geplanten WEA-Standorte. 

 Das Symbol des gelben nicht ausgefüllten Kreis in der Abbildung wird nicht erläutert.  
 
Wespenbussard S. 79 
Es wird nicht angegeben wann und bei wie vielen Kartierungen das Revierverhalten des 
Wespenbussards beobachtet werden konnte. Dies ist jedoch wichtig für die Einstufung als 
Brutvogel. Da der § 44 BNatSchG als Rechtsgrundlage gültig ist, sind für diese Art auch die 
betriebsbedingen Konflikte zu berücksichtigen. Der zitierte WEA-Leitfaden ist nur eine Be-
wertungshilfe, die nicht abschließend ist.  
 
Mäusebussard S. 79 
Der vorgelegte Text ist irreführend. Im Reichswald konnten 2015 mehr als 23 besetzte Hors-
te erfasst werden. Brutpaarzahl bezieht sich nur auf die hier vorgestellte Untersuchung. 
 



Mäusebussard und Wespenbussard S. 79 Abb. 20 
Die Karte zeigt nicht, wie in der Legende angegeben, die Brutreviere. Diese sind deutlich 
größer als in der schematischen Darstellung2. Damit liegen alle geplanten Standorte der 
Windkraftanlagen innerhalb der Brutreviere. 
 
S. 80 Horstschutzzone 
Eine Horstschutzzone im Bereich von 100 m wird seitens der ULB als zu gering eingestuft. 
Die für NRW formulierte Horstschutzzone von 100 m für den Mäusebussard (MULNV 2010) 
bezieht sich auf forstliche Maßnahmen und explizit auf eine Durchforstung und nicht um ei-
nen Kahlschlag, wie er für die Errichtung einer WEA notwendig ist.  
Eine Schutzzone von 300 – 500 m wird als notwendig erachtet (300 m wird für Freizeitaktivi-
täten und Jagd in Naturschutzgesetzen verschiedener Bundesländer angegeben). 
 
S. 81 
Die Angaben, dass Wechselhorste der Greifvogelarten nicht betroffen sind, kann nicht über-
prüft werden, da die Standorte der Wechselhorste nicht angegeben werden. Angaben in wel-
chen Jahren die Wechselhorste besetzt waren, fehlen. 
 
Mäusebussard S. 82f 
Bezogen auf die Auswirkung der Anzahl der an WEA verunglückten Mäusebussarde auf die 
Population kommt die PROGRESS-Studie zu anderen Ergebnissen. 
Die WEAs haben auf mehr als die vorgestellten 23 Brutpaare einen Einfluss, da mehr als 23 
Paare im Reichswald brüten und die Reviergrößen nicht berücksichtigt werden. 
 
Als lokale Population des Mäusebussardes legt Kiel (2015) das Kreisgebiet fest. Dieses Kri-
terium ist aber im Falle des Dichtezentrums im Reichswald nicht haltbar, da es sich hierbei 
um eine lokal bedeutende Population handelt, die eigenständig betrachtet werden muss. 
 
Wespenbussard S.83 
Es wird nicht erläutert wie die Entfernungsangabe zur WEA gemacht werden kann, wenn 
genauere Untersuchungen zum Brutplatz und Revier misslangen.  
Es ist nicht nachvollziehbar, wieso nur ein erfolgreiches Brutpaar berücksichtigt werden soll-
te. Der Hinweis, dass durch die niederländischen Ornithologen auch kein Horstnachweis 
gelang ist irreführend, da es keine entsprechenden Untersuchungen zum Wespenbussard im 
Jahre 2015 gab. 
 
S. 84 
Kleinspecht  
Es wird ausgeführt, dass die Art von den Autoren nicht „erfasst“ wurde. Heißt dies, dass die 
Art nicht untersucht oder nicht nachgewiesen wurde? Dies steht im Widerspruch zu Aussa-
gen auf S. 76. 
 

                                                           
2 Angaben für Mäusebussard in Mebs & Schmidt 2014: Revier in Franken: 0,8-1,8 km² (Mittel 1,3), Aktionsraum 
Baden-Württemberg: 0,7-0,8 km² ( 
Angaben für Wespenbussard Aktionsraumgröße  
- in Bauer et al (2005): Schleswig-Holstein 17-45 km²  
- in Mebs & Schmidt (2014): Burgenland gute Wespenjahre 8-16 km², schlechte: 16-25 km²; Reviere: 3,8-6,4 km²  
 



Die Argumentation, dass durch die geplanten WEA kein Einfluss auf die Brutvögel Sperber, 
Habicht, Mäusebussard und Waldschnepfe vorliegt, wird durch die vorgelegte Artenschutz-
prüfung nicht ausreichend belegt, da wichtige Studien zur Auswirkung der WEA auf die ge-
nannten Arten nicht berücksichtigt werden. 
 
Für die Waldschnepfe wird negiert, dass die Untersuchungen von Dorka et al. (2014), die 
eine signifikante Abnahme der Flugbalzaktivitäten um fast 90 % innerhalb von 3 Jahren nach 
der Errichtung von WEA beschreiben, auf andere WEA übertragbar ist. Gründe warum sich 
die gleiche Art in einem Waldgebiet eines anderen Naturraumes während der Balz anders 
verhalten soll, so dass die Untersuchungsergebnisse nicht übertragen werden können, wer-
den nicht dargestellt. Dem Fazit, dass durch den Betrieb der WEA keine Störungsverbote 
ausgelöst werden können, wird deshalb nicht gefolgt.  
Es gibt keine Untersuchung, die belegt, dass die Waldschnepfen nach dem Bau der WEA 
keine signifikante Abnahme der Flugbalzaktivitäten zeigen. 
 
Es wird argumentiert, dass von Waldschnepfen abgeflogene Flächen im Bereich des Mei-
dungsbereiches liegen. Die Ausführungen, warum Störungsverbote trotzdem nicht ausgelöst 
werden, sind nicht schlüssig.  
 
S. 86 Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
Das Postulat, dass Ausweichreviere vorhanden sind, wird nicht durch Untersuchungen un-
termauert. Eine Analyse der benachbarten Flächen im Reichswalds wird nicht vorgestellt. Es 
wird nur vermutet, dass die Lebensbedingungen überall gut sind. 
Da nicht belegt wird, dass die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird, gilt weiter das Verbot des § 44 (1) Nummer 3 BNatSchG Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
 
 
Fazit 
Da mit dem vorgelegten – unvollständigen und mit zahlreichen Fehlern behafteten - 
avifaunistischen Artenschutzgutachten in keinster Weise belegt wird, dass durch den Bau 
und Betrieb des Windparks 

- keine wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten verletzt oder getötet 
werden 

- keine wild lebenden Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich gestört werden und  

- keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden 

gelten weiterhin die Verbot des § 44 (1) Nummer 1-3 BNatSchG. Das Vorhaben wird deshalb 
aus artenschutzrechtlichen Gründen abgelehnt. 
  



Fledermäuse 
Bei den Detektorbegehungen fehlt die Angabe von Witterungsdaten, weshalb eine Plausibi-
litätsprüfung nicht möglich ist. 
 
Methodik Batcorder 
Es fehlt die Angabe der Einstellungen der Batcorder, somit ist eine Plausibilitätsprüfung der 
Ergebnisse nicht möglich, da z.B. keine Empfindlichkeitsschwellen angegeben sind. 

Die Batcorderstandorte variieren räumlich sehr stark (es wurde in den wenigsten Fällen ein 
Batcorderstandort über den gesamten Zeitraum am gleichen Ort bedient), hieraus ergibt sich 
eine schlechte bis gar keine Vergleichbarkeit der Aktivität an den einzelnen Standorten.  
Dies insbesondere in Hinblick auf unterschiedliche Witterungsbedingungen an den Erfas-
sungstagen - auch hier sind keine Witterungsdaten angegeben - sowie die unterschiedliche 
naturräumliche Ausstattung an den Standorten, die die Fledermausfauna beeinflussen kön-
nen  
 
Bei den Ergebnissen wird keine Definition zum Begriff „Fledermausrufe“ gegeben. Es ist da-
her nicht zu ersehen ob Einzelrufe von Fledermäusen oder Rufsequenzen gemeint sind. 
Dies ergibt möglicherweise einen deutlichen Unterschied im Aktivitätsmuster. 
 
Weiterhin ist wann welcher Batcorder wo stand nur bildlich im Anhang dargestellt, ebenso 
die ist die Aufschlüsselung der Arten standortbezogen nur im Anhang auf Karten dargestellt. 
Es erfolgt keine vergleichende Auswertung der Batcorderstandorte, sondern lediglich eine 
zusammenfassende Auswertung für das gesamte Gebiet (daher keine Ausarbeitung von 
Besonderheiten und Verteilungen in verschiedenen Bereichen des geplanten Windparks).  
Die Anzahl der eingesetzten Batcorder ist uneinheitlich, einen Vergleich der absolut erfass-
ten Anzahl an Fledermausrufen zwischen den Nächten ist daher nicht möglich. Darüber hin-
aus fehlt eine Auswertung der Fledermausaktivitätsverteilung über die Nächte.  
 
Die Ergebnisse der Untersuchungen mit Batcorder, Detektor und Netzfang haben die 
äußerst hohe Bedeutung des Reichswaldes für die Fledermausfauna bestätigt. Es 
wurden mindestens 12 Arten nachgewiesen werden, damit sind alle im Kreis Kleve 
bekannten Fledermausarten im Reichswald und seiner Umgebung vorhanden.  
 
Methodik Höhenmonitoring  
Es wird von Fledermausexperten angenommen, dass WEA-Masten und Gondeln eine At-
traktionswirkung auf Fledermäuse ausüben, da die Wärmeentwicklung an der WEA Gondel 
zu einer Anlockung von Insekten und damit von Fledermäusen führt. Es ist fraglich, ob die 
Attraktionswirkung eines Gittermasts genauso einzustufen ist, wie die eines WEA-Turms 
bzw. einer WEA-Gondel. Die beim Höhenmonitoring am Windmessmast festgestellten Fle-
dermausaktivitäten sind daher eher als zu niedrig einzuschätzen. 
 
Insgesamt gesehen kommt das Artenschutzgutachten zu dem Schluss, dass mit Ausnahme 
der Mückenfledermaus alle windkraftsensiblen Arten den offenen Luftraum über dem 
Reichswald bis in den Rotorbereich hinein regelmäßig nutzen. Aus artenschutzrechtlicher 
Sicht wäre ein Betrieb der geplanten WEA nur mit erheblichen Betriebszeitenbeschränkun-
gen möglich.  
 



Auffällig dabei ist, dass – im Vergleich zum Gondelmonitoring an anderen WEA im Kreis Kle-
ve im Offenland – die Fledermäuse auch noch bei relativ hohen Windgeschwindigkeiten 
nachgewiesen wurden. Dies bedeutet, dass der Betrieb einer WEA aus artenschutzrechtli-
chen Gründen nur ab einer sehr hohen Cut-in-Geschwindigkeit erlaubnisfähig wäre. Der Leit-
faden „Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen in NRW“ sieht im Normalfall Abschaltungen bei Windgeschwindigkeiten 
von <6,0 m/s, Temperaturen über 10° C und fehlendem Niederschlag vor.  
Aufgrund der Ergebnisse des vorgelegten Höhenmonitorings müsste aus artenschutzrechtli-
chen Gründen eine solche Abschaltung für den gesamten Windpark jedoch für Windge-
schwindigkeiten < 8,0 m/s gelten. 
 

Reptilien: 
Die worst-case-Annahme, dass mit Vorkommen der Arten Schlingnatter und Zauneidechse 
nur in kleinräumigen, offeneren Waldbereichen im Bereich der WEA 4, 6 und 7 zu rechnen 
ist, kann nicht nachvollzogen werden. Die Seiten- und Saumstreifen des Kartenspielerweges, 
insbesondere auf der Nordseite, sind geeignete Zauneidechsen- und Schlingnatterhabitate. 
Dort wurden in den letzten Jahren immer wieder Funde bestätigt. Durch die geplante massi-
ve Verbreiterung des Weges und das erhöhte Verkehrsaufkommen käme es zu einem er-
heblichen Konfliktpotenzial.  
 
S. 116f 
Die im Kapitel 6.7.1.1 gemachte Aussage, das die Tötung (hier: der Reptilien Schlingnatter 
und Zauneidechse), wie der Verlust der Ruhestätte, dann nicht tatbestandlich ist, wenn die 
ökologische Funktion der Fortpflanzungsstätte im räumlichen Zusammenhang erhalten 
bleibt, ist eine unvollständige Wiedergabe der Ausführungen der Publikation „geschützte Ar-
ten in NRW“ (Kiel 2015, S. 21). Dort wird ausgeführt, dass eine weitere Bedingung ist, dass 
es sich um unvermeidbare baubedingte Tötungen handelt. Weiter wird dort ausgeführt, dass 
„folglich durch den Vorhabenträger alle geeigneten und zumutbaren Vermeidungsmaßnah-
men ergriffen werden“ müssen.  
Die in Kapitel 7 für die Reptilien (S. 119) aufgeführten Maßnahmen (Errichtung von Trocken-
steinmauern, Stein- und Sandhaufen, Totholz im Umfeld der Kranstellflächen der WEA 4-7) 
sind nicht geeignet eine baubedingte Tötung der Reptilienarten Zauneidechse und Schling-
natter zu vermeiden. Im Übrigen müssen vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) nachweislich vor Baubeginn funktionieren.  
Geeignete Vermeidungsmaßnahmen, die für die planungsrelevanten Arten Zauneidechse 
und Schlingnatter zu benennen wären, fehlen in dem vorgelegten Artenschutzgutachten.  
Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG kann demnach 
nicht ausgeschlossen werden. 
  



FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Die zentrale Frage bei der FFH-VP ist, ob ein Projekt oder Plan zu erheblichen Beeinträchti-
gungen eines Natura 2000-Gebiets in seinen jeweiligen für die Erhaltungsziele und den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann. Rechtlich kommt es darauf an, ob 
ein Projekt oder Plan zu erheblichen Beeinträchtigungen führen kann, nicht darauf, dass dies 
nachweislich so sein wird. Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit des Eintretens erheblicher 
Beeinträchtigungen genügt, um zunächst die Unzulässigkeit eines Projekts oder Plans aus-
zulösen. 

Erhöhtes Brandrisiko für den Reichswald und insbesondere das FFH Gebiet Gelden-
berg 
Wie bereits erläutert ist der Brand einer Windenergieanlage ein seltenes, aber nicht aus-
schließbares Ereignis. Das Brandschutzgutachten bestätigt, dass kein Löschen möglich ist 
sondern nur ein ‚kontrolliertes‘ Abbrennen lassen. Auf einer offenen Ackerfläche mag dieses 
Risiko noch beherrschbar sein, aber in einem Waldgebiet kann das katastrophale Folgen 
haben, denn durch herabfallende oder weggeschleuderte brennende Anlagenteile erhöht 
sich die Waldbrandgefahr. 
 
Der Wald ist insbesondere in trockeneren und wärmeren Zeiten ohnehin brandgefährdet. 
Alljährlich wird (nicht nur) im Kreis Kleve vor der besonderen Waldbrandgefahr gewarnt.  
Das im Brandschutzgutachten vorgesehene Szenario ist völlig weltfremd und nicht nachvoll-
ziehbar. Einen Bereich mit einem Radius von 500 m – also mehr als 75 ha Waldfläche – un-
zugänglich zu machen und dort herabfallende brennende Teile - bei ausgeschlossener Per-
sonengefährdung - abzulöschen um Flächenbrände zu verhindern ist schier unmöglich, 
schon gar nicht wenn die Löschwasserversorgung, wie im vorliegenden Fall, mit wasserfüh-
renden Fahrzeugen sichergestellt werden muss. Sollte zusätzlich auch noch Wind wehen 
(was ja gemäß der Messungen von Abo Wind am Windmessmast sehr häufig vorkommt), 
wäre eine noch größere Fläche betroffen und die Gefahr von Funkenflug würde den gesam-
ten Reichswald und insbesondere das FFH-Gebiet Geldenberg betreffen. Die Rotorspitze 
der nächstgelegenen geplanten Windenergieanlage reicht bis auf ca. 331 Meter an das FFH-
Gebiet heran. Auch ein Brand an einer der anderen Anlagen würde aufgrund des vorherr-
schenden Westwindes eine massive Gefährdung des FFH-Gebietes bedeuten. Die Erhö-
hung der Waldbrandgefahr durch den Betrieb des Windparks am Kartenspielerweg kann zu 
erheblichen Beeinträchtigungen der für die Erhaltungsziele und den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteile des FFH-Gebiets 'Geldenberg' führen. 
Die FFH-Verträglichkeitsstudie geht auf das Brandrisiko mit keinem Wort ein und weist 
somit gravierende Mängel auf.  
 

Unzureichende Berücksichtigung der für das Natura2000 Gebiet Geldenberg wertge-
bende Vogelart Wespenbussard  
Wie schon beim Thema Artenschutz angesprochen, ist die Liste der im WEA-Leitfaden „Um-
setzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windener-
gieanlagen in Nordrhein-Westfalen“ als windkraftsensibel definierten Arten nicht abschlie-
ßend. Vor allem in Hinblick auf den Wespenbussard, der in anderen Bundesländern sehr 
wohl als windkraftsensibel eingestuft wird, erweist sich die FFH-Verträglichkeitsstudie als 
unzureichend. Mit Hinweis auf den Leitfaden wird für diese Art auf eine vertiefende Raum-
nutzungsanalyse verzichtet, wie sie für windkraftsensible Arten eigentlich angezeigt wäre. 



Auch hinsichtlich der Arten Pirol und Schwarzspecht wird auf die Liste des Leitfadens ver-
wiesen und aufgrund dessen keine vertiefende Untersuchung durchgeführt. 

Für alle drei Arten gehen die Reviergrenzen deutlich über die Grenzen des FFH-Gebietes 
hinaus. Das willkürliche Abschneiden des Betrachtungsraumes bei einem Regelabstand von 
300 m um das FFH-Gebiet kann nicht nachvollzogen werden, da der gesamte Reichswald 
als Puffer um das FFH-Gebiet fungiert und auch bei der FFH-Verträglichkeitsprüfung die lo-
kalen Populationen dieser wertgebenden Arten berücksichtigt werden müssen. 
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